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Diese Restriktionen gingen meist einher mit der Begünsti­
gung, Rehabilitierung und Wiederverwendung von Tatbetei­
ligten der faschistischen Verbrechen.

Der Stellenwert der internationalen Zusammenarbeit 
bei der Verfolgung von Naziverbrechen

Daß es schließlich — nicht zuletzt mit Hilfe des völkerrecht­
lichen Universalitätsprinzips — gelang, zur -Verfolgung dieser 
Verbrechen die Einleitung justitieller Ermittlungen selbst 
dort durchzusetzen, wo die Politik des kalten Krieges ihre 
Heimstätten besaß, war ein Sieg aller dem Recht, der Huma­
nität und dem internationalen Frieden Verbundenen, wo auch 
immer sie wohnen. Dieses erfreuliche Resultat ist wohl vor 
allem auf drei Ursachen zurückzuführen:

In erster Linie ist das unablässige Bemühen derjenigen 
Staaten zu nennen, die die Hauptlast der faschistischen Ag­
gressions- und Massenverbrechen zu ertragen hatten, vor al­
lem die UdSSR und die Volksrepublik Polen. Sie haben im­
mer wieder durch vielfältige Aktivitäten den Nachweis der 
unabdingbaren Notwendigkeit einer räumlich und zeitlich 
unbegrenzten Verfolgung jener Verbrechen geführt. Insbe­
sondere durch ihre Anstrengungen ist die Weltöffentlichkeit 
über die Gefahren alarmiert worden, die die Nichtverfolgung 
der Nazi verbrechen für die Gegenwart und die Zukunft her­
aufbeschwören würde. Schließlich kam von ihnen die Initia­
tive, die zur UN-Konvention über die Nichtanwendbarkeit 
der Verjährungsfrist auf Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit vom 26. November 196821 führte.

Diese Bemühungen sind zweitens in den letzten beiden 
Jahrzehnten durch zahlreiche, häufig auch auf dem Zusam­
menwirken der Justizorgane mehrerer Staaten beruhende, an 
verschiedenen Orten der Welt durchgeführte, einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich gewordene Strafprozesse von inter­
nationalem Gewicht gefördert worden. Sie haben maßgeblich 
dazu beigetragen, bewußt zu machen, daß ein beträchtlicher 
Teil der Verantwortlichen dieser Verbrechen noch heute in 
bestimmten Regionen der Welt unbestraft geblieben ist. So 
wurde dieser Nachweis im Prozeß gegen Adolf Eichmann 
geführt, der nach den Nürnberger Prozessen erneut eine um­
fassende Analyse des an der jüdischen Bevölkerung Europas 
verübten Völkermordes erbrachte. Jener Beweis wurde in den 
vor Gerichten mehrerer Staaten anhängigen Auschwitz-Ver­
fahren22 ebenso sichtbar wie in der Strafsache gegen Hans 
Globke23, den Kommentator der Nürnberger Rassengesetze 
und Verfasser jener zur Massenvernichtung jüdischer Men­
schen geschaffenen 11. Verordnung zum sog. Reichsbürger­
gesetz, auf die sich Eichmann vor Gericht als normative 
Grundlage seines Tuns berief.

Die dritte Ursache schließlich ging auf ein ursprünglich 
zutiefst negatives Geschehen zurück, das jedoch letztlich zu 
diametralen Konsequenzen führte. So paradox es klingen 
mag: Die jahrzehntelangen Bestrebungen jenes Staates, indem 
sich die größte Zahl der Naziverbrecher aufhielt und aufhält, 
den Eintritt der Verjährung dieser Verbrechen zu erreichen, 
waren Ausgangspunkt einer an die besten Traditionen des 
antifaschistischen Widerstandes anknüpfenden internationa­
len Protestbewegung. Daß die Prinzipien von Nürnberg aus­
gerechnet dort zu Grabe getragen werden sollten, wo sie sehr 
gewollt erstmalig judiziert worden waren, hat weltweit das 
antifaschistische Gewissen auf den Plan gerufen, zumal die 
Verfolgung von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit ein internationales Gebot ist, dem sich kein 
Staat unter Berufung auf ein nationales Dispositionsrecht 
entziehen darf.

Im Ergebnis dieser Anstrengungen können wir feststellen, 
daß die zeitlich unbegrenzte Verfolgung zumindest der aller­
schwersten faschistischen Verbrechen heute allgemein — frei­
lich mit Ausnahme der faschistischen Diktaturen — anerkannt 
wird. Die gerechte Ahndung der Verbrechen des Völkermor­
des erfordert aber nicht nur deren unbefristete, sondern auch 
deren völkerrechtsgemäße Verfolgung, mithin deren Quali­
fizierung als völkerrechtliche Verbrechen.

Es ist daher als ein bedeutender Sieg des Völkerrechts und 
der Gerechtigkeit zu werten, daß Barbie schließlich jenem

Staat überantwortet wurde, auf dessen Territorium und gegen 
dessen Staatsbürger er seine Straftaten verübt hatte und in 
dem er nun einen auf dem Prinzip der individuellen Verant­
wortlichkeit für Verbrechen gegen die Menschlichkeit beru­
henden Prozeß zu gewärtigen hat.
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